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E ine Justizministerin sieht auf ihren Dienst-
reisen meist Gerichte und Gefängnisse, das

ist auch im Fall von Barbara Havliza (Foto links)
nicht anders. Die CDU-Politikerin, die seit 2017
niedersächsische Ministerin ist, hatte aber
zwischen zwei Gerichtsterminen auf ihrer
Sommertour einen Abstecher zur Kunst ein-
geplant. Für den kam sie am Mittwoch nach
Worpswede, um sich gemeinsam mit dem
Landtagsabgeordneten Axel Miesner von Gäs-
teführerin Kathrin Widhalm den Ort zeigen zu
lassen. Ihr Augenmerk lag dabei vor allem auf
Paula Modersohn-Becker, als deren Fan sich
die Politikerin outete. Die Begeisterung für
eine starke Frauenpersönlichkeit kommt si-
cher nicht von ungefähr: Havliza war 30 Jahre
lang als Richterin tätig, zuletzt in Staats-
schutzverfahren gegen Terroristen; die Rhei-
nische Post schrieb, sie habe „den härtesten
Job in der deutschen Justiz“ ausgeübt. Da sei
Kunst und Literatur schon immer ein wichtiger
Ausgleich gewesen, sagte die Ministerin in
Worpswede: „Man muss sich immer wieder
auch die schönen Seiten des Lebens in Erinne-
rung rufen.“

Justizministerin
spaziert durch
Worpswede
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Landkreis Osterholz. Über das Bundesak-
tionsprogramm „Aufholen nach Corona“ flie-
ßen dieses und nächstes Jahr allerhand För-
dermittel für Kinder und Jugendliche nach
Niedersachsen. Inwieweit der Landkreis Os-
terholz davon profitiert, ist nach den Worten
der Kreisdezernentin Heike Schumacher noch
nicht ausgemacht. Sie hoffe, dass es sich nicht
nur um ein Trostpflaster handelt - und auch
nicht um eine bloße Erhöhung des Leistungs-
drucks, bei dem womöglich Tag und Nacht
versäumter Unterrichtsstoff nachgeholt wer-
den soll. „Das halten wir fachlich überhaupt
nicht für angezeigt“, betonte Schumacher
jetzt im Jugendhilfeausschuss des Kreistags.
Kinder und Jugendliche sollten Ferien als un-
beschwerte Zeit genießen - etwa auch mit
dem Ferienprogramm in den Gemeinden.
Über den Tag hinaus zu agieren, das sei hin-
gegen Aufgabe von Politik und Verwaltung.

Schwerpunkt bei den Schulen
Dabei will der Bund durchaus die Hälfte sei-
ner Mittel in den Abbau von Lernrückstän-
den stecken; die andere Hälfte soll der För-
derung frühkindlicher Bildung dienen, für
Freizeit-, Ferien- und Sportaktivitäten ver-
wendet werden sowie für die Begleitung von
Kindern und Jugendlichen im Alltag und in
der Schule. Problem, so Schumacher: Die
Förderrichtlinien des Landes werden, nach-
dem der Bundesrat Ende Juni zugestimmt
hat, nun nicht mehr rechtzeitig bis zu den
Sommerferien 2021 fertig. Dabei sei es „si-
cherlich nicht verkehrt“, einen Schwerpunkt
weitestgehend im schulischen Bereich zu
setzen, wo beispielsweise zusätzliche Schul-
psychologen und Sozialarbeiterstunden hel-
fen könnten, Auswirkungen der Corona-Pan-

demie zu bewältigen. Zuzüglich eigener
Landesmittel will die Groko in Hannover da-
bei ein Programm auflegen, das neben den
Schulen und Kindertagesstätten sowie der
Bezuschussung von Kinder- und Jugendfrei-
zeiten auch den Bereich abdeckt, um den es
Schumacher geht. Kurz nach der Sitzung im
Kreishaus wurde bekannt, dass das Kabinett
insgesamt 222 Millionen Euro ausgeben will,
darunter ein elfteiliges Programm namens
„Startklar in die Zukunft“. Das Gros der Mit-
tel - rund 189 Millionen Euro - bleibt für die
Schulen in Niedersachsen bestimmt, um per-
sonell, digital und auch lüftungstechnisch
nachzurüsten.

„Startklar in die Zukunft“ ist unterdessen
mit 25 Millionen Euro ausgestattet und nicht
beim Kultus-, sondern beim Sozialministe-
rium angesiedelt; kommunale und freie Kin-
der- und Jugendhilfeträger sowie Verbände
und Vereine sollen das Programm anzapfen
können. „Sie stehen alle in den Startlöchern“,
teilte die Kreisverwaltung dazu vor der Som-
merpause mit. Zuschüsse soll es geben für
Quartiersarbeit, Sport- und Sprachcamps,
Schwimmkurse, Kunst und Kultur, Digitali-
sierung, Ehrenamtler, internationale Begeg-
nungen und Familien in Not. Ein Innova-
tionswettbewerb ist ebenso geplant wie die
unmittelbare Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen an einigen der elf Bausteine.
Konzepte dafür lägen aber noch nicht vor, so
die Kreisverwaltung.

„Gemeinsames Erleben zählt“
Die Ausschussvorsitzende Christina Klene
(Grüne) unterstrich, der Ansatz des gemein-
samen Erlebens sei auch aus ihrer Sicht rich-
tig und wichtig. Die junge Generation habe
unter manchen Einschränkungen gelitten,
was im Ergebnis weit über schulische Lern-

rückstände hinausgehe. Eine Allens-
bach-Studie bestätigte das kürzlich. Sie be-
grüße es, wenn der Landkreis das Start-
klar-Programm im Auge behalte und nach
Möglichkeit nutze - „auch wenn letztlich viel-
leicht nicht Riesensummen hier ankommen“,
so Klene.

Einstweilen behilft man sich mit Bordmit-
teln und gemeindlichen Angeboten - sowie
mit dem schon 2020 aufgelegten Förderpro-
gramm „Lern-Räume“. Nach Angaben von
Jugendamtsleiter Arwed Gmyrek hat die Bil-
dungsstätte Bredbeck - wie schon Ostern und
im Vorjahr - die Landesmittel für die Som-
merferien erneut beantragt. Auch die Kreis-
jugendpflege ist daran beteiligt, deren Fahr-
ten und Freizeiten in diesem Jahr erneut aus-
fallen mussten. Sie plant einen Upcycling-

und einen Babysitter-Kursus sowie die Er-
stellung eines lokalen Actionbound-Quests
zum Thema Demokratie.

Musik, Theater, Film und Hörspiel: Die ers-
ten von insgesamt 23 Workshops für jeweils
acht bis zwölf Kinder im Alter zwischen
sechs und 15 Jahren starten am Montag, 26.
Juli. Montags bis freitags jeweils von 8 bis 15
Uhr wird geprobt, geklettert, entdeckt, ge-
tüftelt, getrommelt, diskutiert, gespielt; mit-
tags gibt es etwas Warmes zu essen. Auf bis
zu drei der kostenlosen Werkstatt-Plätze hat
das Jugendamt unmittelbar Zugriff; vor al-
lem bei den fünftägigen Angeboten für Kin-
der im Grundschulalter sind einige „Lern-
räume“ schon restlos ausgebucht; es gibt
aber auch noch freie Plätze (Info im Internet
unter www.bredbeck.de).

Ferien sollen Ferien bleiben
Landkreis möchte ein Aufholprogramm nicht nur für Lernrückstände, sondern auch für soziale Bedürfnisse

von Bernhard KomesKer

Demokratie-Projekt noch dieses Jahr
Das Bundesförderprogramm „Demokratie le-
ben“ soll im Landkreis Osterholz zu mehr Ju-
gendbeteiligung beitragen (wir berichteten).
Geplant ist der Aufbau sogenannter Partner-
schaften für Demokratie. Projektbezogene
Bündnisse und lokale Gruppen sollen gestärkt
und vernetzt werden und ab nächstem Jahr
auch Mittel aus einem Aktions- und Initiativ-
fonds beantragen können. Über die Verwen-
dung der Gelder entscheidet ein Begleitaus-
schuss, der sich nach Angaben von
Jugendamtsleiter Arwed Gmyrek im Septem-
ber konstituieren soll. Er besteht aus Vertre-
tern der Zivilgesellschaft (mehrheitlich) und
der Kommunen, aus Haupt- und Ehrenamtlern
der Kinder- und Jugendarbeit.

Das Jugendamt im Kreishaus will als federfüh-
rendes Amt - zusammen mit der Bildungsstätte
Bredbeck als Koordinierungs- und Fachstelle -
nach den Ferien dafür eine Werbekampagne

starten. Um die Beteiligung von jungen Men-
schen zu stärken, können ab Oktober soge-
nannte Jugendforen eingerichtet werden, die
von den Kindern und Jugendlichen selbst orga-
nisiert und geleitet werden. Damit die dort ent-
wickelten Ideen umgesetzt werden können,
fließen Fördermittel des Bundesprojekts.
Ende November oder Anfang Dezember soll
Gmyrek zufolge bei einer Demokratie-Konfe-
renz der förmliche Startschuss mit allen Betei-
ligten erfolgen. Sie soll bis Ende 2024 mindes-
tens einmal jährlich stattfinden. Die
Bundesmittel sichern Bredbeck zunächst auch
bis Ende 2024 die Finanzierung einer Halb-
tagskraft, welche die sogenannten Mikropro-
jekte in den Kommunen begleiten und koordi-
nieren soll; sie soll Impulse geben und den
jungen Leuten bei Fragen als Anlaufstelle die-
nen. Der Eigenanteil des Landkreises wird bei
jährlich etwa 20.000 Euro liegen. BKO

Hambergen schafft Baugrund
Hambergen. Die Gemeinde Hambergen ist
ihrem Ziel, mehr Baugrundstücke anbieten
zu können, einen Schritt näher gekommen.
In der jüngsten Ratssitzung beschlossen die
Ratsmitglieder die Bebauungspläne „Garten-
straße“ und „Östlich Auf der Litt“. Bei Letz-
terem gab es keine großen Diskussionen. Die
Straße Auf der Litt ist bisher einseitig be-
baut. Mit dem neuen Bebauungsplan kann
nun auch die andere Seite für Einfamilien-
oder Doppelhäuser genutzt werden.

Bedenken gibt es allerdings bei der Gar-
tenstraße. Auch dort können Einfamilien-
häuser und Doppelhäuser entstehen. Teil-
weise sind auch größere Gebäude mit vier
Wohneinheiten erlaubt. Sorge bereitet Anke
Peper die geplante Versickerung von Ober-
flächenwasser. Denn Anwohner würden in
diesem Bereich immer wieder von Proble-
men erzählen. Katja Barz wiederholte die
Kritik aus der vorhergehenden Sitzung. Ein
Rückhaltebecken sei unverzichtbar. Hin-
weise auf Entwässerungsgutachten ließ sie
nicht gelten. Auch bei der Brautstraße sei im-

mer von Experten gesagt worden, es werde
keine Probleme geben. Die seien aber dann
doch aufgetaucht.

Bei vorangehenden Sitzungen hatten An-
wohner berichtet, dass Wasser häufig auf
den entsprechenden Flächen steht und nur
sehr langsam versickere. Teilweise war auch
von fließendem Wasser die Rede, das wie in
Bächen über den Boden ströme. Gutachter
hatten das untersucht. Sie fanden nur in
einem Teilbereich eine tonartige Schicht, die
das Versickern erschwert. Zwei Maßnahmen
sollen die Versickerung nun gewährleisten.
Rigolen unter den Straßen sollen Regenwas-
ser auffangen. Das sind Kammern, die Was-
ser zwischenspeichern und verzögert wieder
abgeben. Zudem wird eine nördlich des Plan-
gebietes verlaufenden Notsickermulde ge-
baut. Die Rigolen haben eine Verbindung zur
Mulde. Der Bebauungsplan wurde trotz der
Bedenken beschlossen. Zwei Ratsmitglieder
stimmten dagegen, drei enthielten sich der
Stimme. Auf 1,5 Hektar können rund 13
Wohngebäude entstehen.

Tempo 30 in Holste
Holste. In seiner jüngsten Sitzung befasste
sich der Holster Gemeinderat mit der Innen-
bereichssatzung Winterbergstraße. Zudem
beschloss er eine Tempo-30-Zone und gab
mehr Geld für die Straßenunterhaltung frei.
Mit der Innenbereichssatzung soll ein
Grundstück an der Winterbergstraße im
Ortsteil Paddewisch zum Innenbereich wer-
den. Der Eigentümer hatte die Fläche eigens
für ein Bauvorhaben erworben. Der Land-
kreis lehnte seinen Bauantrag in Holste-Ste-
den allerdings ab. Die Vorbesitzerin war
ebenso wie die Gemeinde Holste von einer
Bebaubarkeit überzeugt - sie gingen von
einem unbeplanten Grundstück im Innen-
bereich aus. In der Nähe ist auch Wohnbe-
bauung vorhanden. Der Landkreis sieht das
allerdings anders. Für ihn liegt die Fläche im
Außenbereich. Es gebe keinen Bebauungs-
plan. Zudem habe die Fläche keinen Zusam-
menhang zu bereits bestehenden Wohnge-
bäuden.

Dagmar Renneke hatte den aktuellen
Stand des Verfahrens erläutert. Unter ande-

rem ging sie auf nötige Kompensationen ein.
Großen Diskussionsbedarf gab es nicht. Ent-
sprechend einstimmig fiel das positive Vo-
tum aus. Die Pläne werden nun öffentlich
ausgelegt. Eine Abwägung der eingegange-
nen Stellungnahmen und der Satzungsbe-
schluss könnten bei einer Ratssitzung im
September erfolgen.

Im Haushalt hat die Gemeinde 45.000 Euro
für die Unterhaltung von Straßen eingeplant.
Aus einem Haushaltsrest aus dem Jahr 2020
stehen 15.000 Euro zur Verfügung. Für Unter-
haltungsarbeiten und Baumpflege wurden
bereits 20.331,57 Euro verwendet. Es stehen
somit noch knapp 40.000 Euro bereit. Das
wird nun aber nicht ausreichen. Holste hat
ein Leistungsverzeichnis für Straßen und
Wege erstellt. Jetzt muss von einem Unter-
haltungsbedarf in Höhe von etwa 85.000
Euro ausgegangen werden. Die Aufstockung
wurde einstimmig beschlossen.

Ebenso geschlossen stimmten der Rat für
eine Tempo-30-Zone für die Straßen Vor dem
Seemoor, Im Busch und Hasenheide.VDO VDO
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Bürgerfraktions-Liste steht

Ritterhude. Nun hat auch die Bürgerfraktion
Ritterhude ihre Kandidaten für die Kommu-
nalwahl am 12. September zusammen: Ins-
gesamt zehn Frauen und Männer setzen da-
rauf, in den Rat der Gemeinde Ritterhude ge-
wählt zu werden. Als Spitzenkandidatin
schickt die Bürgerfraktion Jennifer Begerow
(37 Jahre, Bürokauffrau) ins Rennen. Auf
Platz zwei steht der aktuelle Fraktionsvor-
sitzende Jürgen Ahlers (70 Jahre, Gas-/ Was-
serinstallateur). Auf Platz drei und vier tre-
ten Christoph Struckhoff (30 Jahre Betriebs-
wirt) und Gerrit Becker (35 Jahre, Geschäfts-
führer) an. Es folgen Claus-Hermann Struck-
hoff (Beamter), Markus Lehmann (42 Jahre,
Operations Manager) und Angelika Ahlers
(63 Jahre, kaufmännische Angestellte). Wei-
ter treten Henrik Dievelaar (50 Jahre, Freibe-
rufler), Lene Aaen-Beil (56 Jahre, Hausfrau)
und Marco Begerow (47 Jahre, Schilder- und
Lichtreklamehersteller) als Bewerber um ein
Ratsmandat an.

Zehn Bewerber
treten an

TEL

Einsatz für Rechte Transsexueller

Landkreis Osterholz. Die Lilienthalerin Ilka
Christin Weiß tritt bei den Kommunalwah-
len am 12. September als Einzelbewerberin
im Wahlbezirk Lilienthal/Grasberg für einen
Sitz im Osterholzer Kreistag an. Die dafür
nötigen Unterstützerunterschriften hat sie
bei der Kreiswahlleitung eingereicht.

Weiß setzt sich seit Jahren für die Rechte
von Transse-
xuellen ein.
Sie hat das
Netzwerk
Trans-Net
OHZ gegrün-
det, eine
Selbsthilfe-
gruppe für
Transsexu-
elle aus dem
Landkreis
Osterholz.
Als Holger wurde sie geboren, inzwischen
lebt die 58-Jährige offiziell als Frau. Die
Transgenderfrau steht zu ihrem Lebensweg
und möchte andere unterstützen. Sie ist in
verschiedenen Verbänden und Vereinen tä-
tig, unter anderem ist sie aktives Mitglied in
der Freiwilligenagentur Lilienthal, im Bun-
desverband trans* und im Queeren-Netz-
werk Niedersachsen.

Ilka Christin Weiß sagt, sie sei unabhän-
gig und überparteilich. Sie setze sich für die
Förderung der Rechte queerer Menschen ein,
für Gleichberechtigung, Frauenförderung,
Stärkung der Pflegenden, die Förderung von
Gesundheitskompetenz sowie das Tier-
Recht. Ilka Christin Weiß ist examinierte
Krankenschwester und kann auf eine fast
40-jährige Tätigkeit in der Pflegepraxis und
in der Fort- und Weiterbildung von Pflege-
kräften zurückblicken.

Weiß kandidiert
für den Kreistag

von Lutz rode

Ilka Christin Weiß will
als Einzelbewerberin
bei den Kreistags-
wahlen kandidieren.
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Landkreis Osterholz. Die Osterholzer Kreis-
AfD, die zurzeit von einem kommissarischen
Vorstand geführt wird, hat am Donnerstag
bekanntgegeben, wer für sie in den Kreistag
einziehen soll. Die AfD-Liste im Wahlbereich
Schwanewede/Ritterhude wird nach Anga-
ben eines Sprechers angeführt von Thomas
Gutwein. Im Wahlbereich Lilienthal/Gras-
berg hat Hans-Dieter Friedrich den ersten
Listenplatz inne. Beide gehören momentan
bereits dem Osterholzer Kreistag an, desglei-
chen der Zweitplatzierte im Wahlbereich Os-
terholz-Scharmbeck, Erhard Eggert; er wird
bei der Kreiswahl im Stadtgebiet hinter Fe-
lix Freigang auf dem Stimmzettel stehen. Im
Wahlbereich Worpswede/Hambergen steht
Patrick Lübbe oben auf der Kandidatenliste
für den Kreistag.

AfD nominiert
ihre Kandidaten

LISTEN ZUR KREISWAHL
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